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schaft könnte eine Rolle spielen. So könnte sich das zuneh-
mende Gewicht von Dienstleistungen gegenüber traditionel-
len – mitbestimmten – Industriebetrieben als ausschlaggebend 
erweisen. Auch veränderte Beschäftigungsstrukturen kämen 
für eine Erklärung infrage: auf der einen Seite mehr befriste-
te und Teilzeitkräfte, auf der anderen mehr Hochqualifizierte. 
Ersteren könnte es an hinreichender Idenfikation mit dem Un-
ternehmen fehlen, um sich für eine Arbeitnehmervertretung zu 
engagieren, Letztere glauben häufig, sie könnten ihre Interes-
sen gegenüber der Geschäftsführung allein vertreten.

Die statistischen Analysen der Forscher zeigen jedoch: Der 
Strukturwandel „ist nur zu einem geringen Teil“ für den Rück-
gang verantwortlich. Deutlich wird aber ein anderer Zusam-
menhang: Die Schwächung der betrieblichen Mitbestimmung 
geht Hand in Hand mit der nachlassenden Branchentarifbin-
dung. Hier zeige sich die „komplementäre Struktur des dua-
len Systems der Interessenvertretung“, so die IAB-Forscher.<
Quelle: Peter Ellguth, Rainer Trinczek: Erosion der betrieblichen Mitbestimmung: Welche Rolle 
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Mitbestimmung

Weniger Tarife, 
weniger Betriebsräte
Die Zahl der mitbestimmten Betriebe sinkt. 
Liegt das am Strukturwandel? Nur zu einem 
geringen Teil, zeigt eine Studie. 

1996 vertraten Betriebsräte noch die Hälfte der Beschäftigten 
in Deutschland. 2014 waren es nur noch 41 Prozent. Vor al-
lem bei den mittleren Betrieben mit 50 bis 500 Beschäftigten 
lichten sich die Reihen. Peter Ellguth und Rainer Trinczek vom 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung haben unter-
sucht, woran die „Erosion der betrieblichen Mitbestimmung“ 
liegen könnte. Ihre Hypothese: Der Strukturwandel der Wirt-

tern. Die Frage ist mit Blick auf die Missbrauchsrisiken, ob sie 
diesem Ziel auch gerecht wird. Letztendlich wird es 28 ver-
schiedene nationale Formen der SUP geben. Das vereinfacht 
nicht, das verkompliziert. 

Bestehen Chancen, die Einführung der SUP noch abzuwenden 
oder die Pläne im Sinne der Beschäftigten zu verbessern?
Aus dem EU-Parlament heraus wurde bereits starke Kritik an 
der SUP geäußert. Zu hoffen ist, dass das EU-Parlament den 
Vorschlag wegen der gravierenden Risiken ablehnt und das 
Vorhaben abgewendet wird.<
Sebastian Sick ist Experte für Corporate Governance in der Abteilung Mitbestimmungsförderung 
der Hans-Böckler-Stiftung

Corporate Governance

„Ein europäisches Panama“
Die EU will europaweit die Ein-Personengesellschaft (SUP) einführen. Nach den aktuellen 
Plänen wäre sie eine Einladung, Steuern und Mitbestimmung zu vermeiden, erläutert der  
Unternehmensrechtler Sebastian Sick.

Kritiker nennen die geplante Societas Unius Personae, kurz: SUP,  
in einem Atemzug mit Briefkastenfirmen in Panama. Warum?
Die Strukturen sind ähnlich. Wie bei den Briefkastengesell-
schaften in Panama ist die Wahrscheinlichkeit hoch, dass die 
SUP zur Identitätsverdunkelung, für kriminelle Machenschaf-
ten oder zur Unterwanderung nationaler sozialer, arbeitsrecht-
licher oder steuerlicher Standards genutzt wird. Zwei Gründe: 
Erstens wäre es möglich, Gesellschaften „auf dem Papier“ in 
einem beliebigen Mitgliedstaat der EU zu gründen, obwohl 
sie ihren wirtschaftlichen Schwerpunkt tatsächlich in einem 
anderen Land haben. Zweitens fehlt es an für alle Mitglied-
staaten verbindlichen Mindeststandards der Identitäts- und 
Gründungskontrolle. Plakativ gesagt: Die SUP schafft ein „eu-
ropäisches Panama“.

Welche Konsequenzen hätte die Einführung der SUP für die 
Arbeitnehmerrechte, vor allem für die Mitbestimmung?
Ähnlich wie bei ausländischen Rechtsformen könnte die Mit-
bestimmung ausgehebelt werden, weil auf eine im EU-Aus-
land gegründete SUP mit eigentlicher Tätigkeit im Inland kein 
deutsches Mitbestimmungsrecht Anwendung fände. Selbst 
Großkonzerne könnten die SUP für Vermeidungskonstruktio-
nen nutzen. Außerdem warnt besonders die IG BAU zu Recht 
davor, dass die SUP auch als Instrument für Scheinselbstän-
digkeit und Schwarzarbeit genutzt werden könnte. 

Wer braucht die SUP überhaupt? Nützt sie mittelständischen 
Unternehmen?
Die SUP soll Unternehmensgründern und kleinen und mittel-
ständischen Unternehmen ihre internationale Tätigkeit erleich-

	 Die Ein-Personengesellschaft (SUP)

Nach den Plänen von EU-Kommission und Rat soll 
die SUP online und mit minimalem Kapital innerhalb 
weniger Tage gegründet werden können. Damit soll 
zum Beispiel die Gründung von Tochtergesellschaf-
ten im Ausland vereinfacht werden. Die Rechtsform 
könnte aber auch dazu genutzt werden, den rechtli-
chen Firmensitz und den Ort des operativen Geschäfts 
voneinander zu trennen – damit könnten sich Unter-
nehmen aussuchen, unter welches nationale Gesell-
schaftsrecht sie fallen. 


